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Zur Rechtsnatur des Ausgleichs unter Beamten, die dem
Dienstherrn gesamtschuldnerisch zum Schadensersatz
verpflichtet sind
Dr. Hellmuth Günther

Die Rechtsnatur des Gesamtschuldnerausgleichs unter Beam-
ten, die dem Dienstherrn Schadensersatz leisten müssen, ist
trotz praktischer Relevanz und dogmatischer Bedeutung wenig
erörtert; sie ist zudem strittig. Die Abhandlung stellt die Proble-
matik vor dem Hintergrund von Thesen zu sonstigen öffentlich-
rechtlichen Gesamtschuldverhältnissen dar und plädiert für
eine beamten-, also öffentlich-rechtliche Lösung.

I. Einführung

Normen zur gesamtschuldnerischen Haftung von Beamten, die
ihren Dienstherrn gemeinsam schuldhaft pflichtwidrig schädi-
gen, haben Tradition. Solche Vorschriften (wie ehedem § 23

Abs. 1 DBG,1 aktuell §§ 48 BeamtStG, 75 Abs. 1 BBG) bezwe-
cken primär die umfassende Befriedigung des Dienstherrn bzw.
das Wahren des entsprechenden öffentlichen, zumal des Haus-
haltsinteresses (arg. §§ 6 Abs. 1 HGrG, 34 Abs. 1 BHO). Der
Dienstherr darf demgemäß von jedem Schädiger volle Kom-
pensation verlangen (allerdings insgesamt nur einmal). Das
Schrifttum hat dazu nachhaltig thematisiert (ohne Konsens zu
erzielen),2 ob, gegebenenfalls inwieweit die Fürsorgepflicht
(§§ 45 BeamtStG, 78 BBG) Korrektur jener Gläubigerbefugnis
gebietet. Sofern Fürsorge das Heranziehungsermessen ein-
schränkt, soll vor allem das Maß der Verursachungsanteile der
Schädiger den Orientierungsfaktor bilden, wie beim Binnen-
ausgleich von Gesamtschuldnern.3 Seit langem besteht Kon-
sens, dass die Figur der beamtenrechtlichen Haftungsgesamt-
schuld sekundär, aber wesensmäßig das Prinzip des Ausgleichs
unter den Schuldnern (Beamten) einschließt.4 Die Literatur hat
jedoch den Aspekt der Rechtsnatur des Prinzips, ob es öffent-
lich- oder zivilrechtlich strukturiert ist, wenig und nicht einver-
nehmlich erörtert,5 eine Feststellung, die bereits für das ältere
Schrifttum (das des DBG) gilt,6 gleichermaßen für Kommentie-
rungen der Parallelnorm des Soldatenrechts (§ 24 Abs. 1 SG
[vgl. auch § 34 ZDG]).

Speziell zur Rechtsnatur des Binnenausgleichs nehmen meh-
rere Erläuterungswerke, Handbücher etc. gar keine Stellung.
Die wenigen zu registrierenden Statements machen einen Dis-
sens deutlich, ob der Anspruch dem öffentlichen7 oder dem Zi-
vilrecht8 zuzuordnen ist. Begründet werden solche Äußerungen
noch seltener. Die Lesart Zivilrecht wird wenn, dann fast durch-
weg auf Judikate (des preußischen OVG, des BVerwG, des BFH
und des BGH) gestützt, die sich nicht mit Beamtenrecht befas-
sen.9

Der Mangel eingehender Debatte, der übrigens ähnlich zur
Rechtsnatur abgetretener Alimentationsansprüche (§§ 39
Abs. 1 DBG, 84 Abs. 1 BBG a. F., 51 Abs. 1 BRRG, 11 BBesG,
51 BeamtVG [411 BGB]) festzustellen ist,10 frappiert. Die wohl
statistisch orientierte Version, der Ausgleichsanspruch habe im
Beamtenrecht keine Bedeutung, da der Dienstherr die Schädi-
ger ohnehin nur nach ihren Verursachungsbeiträgen zum Ersatz
heranziehen dürfe, so dass nichts auszugleichen sei,11 jene Ver-
sion also (mit strittigem Fundament)12 könnte das Desinteresse
der Literatur schwerlich erklären. Der Binnenausgleich, um
dessen Wesen es geht, wird als Rechtsprinzip benötigt. Als
Komplement des Gläubiger- bzw. Dienstherrenanspruchs bildet
er ein substanzielles Element der Figur Gesamtschuld. Zugleich
stellt der Binnenausgleich eine praxisbezogene Rechts-Reserve
dar (selbst für die Fälle, in denen der Dienstherr die beamteten
Schädiger proportional in Anspruch nimmt oder zu nehmen
meint), eine Rechts-Reserve, die nur effektiv bereitgehalten
wird, wenn der Rechtsweg zur tunlichst sachnahen Gerichtsbar-
keit dogmatisch geklärt ist. Praxisbezogen wirkt die Rechts-Re-
serve, weil sehr wohl denkbar erscheint, dass Betroffene ihr
Maß der Pflichtenmissachtung, ihre Lastenquote anders als der
Dienstherr bewerten und es auch vorziehen, jene nicht im Streit
mit dem Dienstherrn, sondern stattdessen mit den übrigen
Schädigern bzw. Beamten zu klären; ebenso wie sehr wohl
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